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Mit dem Gesetz Nr. 14 vom 27. Febru-
ar 2009, Art. 41, Absatz 16-duodecies 
(veröffentlich in G.U. Nr. 49 vom 28. 
Februar 2009) hat der italienische Ge-
setzgeber im Hinblick auf gewerbliche 
Mietverträge, deren Dauer die Mindest-
laufzeit von sechs Jahren beziehungs-
weise neun Jahren für Hotels überschrei-
tet, die Grenze für Mietzinsanpassungen 
in Höhe von 75 Prozent der Entwicklung 
des Lebenshaltungskostenindexes ISTAT 
aufgehoben. Artikel 32 Absatz 2 des 
Gesetzes Nr. 392 vom 27. Juli 1978 (Ge-
setz 392/1978) hatte bis dato für Miet-
zinsanpassungen bei gewerblichen Miet-
verträgen die vertraglich nicht abding-
bare Obergrenze von 75 Prozent der 
Entwicklung des ISTAT-Lebenshaltungs-
kostenindexes festgelegt. 

Mietanpassung neu geregelt

Eine vertragliche Vereinbarung, die eine 
darüberliegende Anpassung des Miet-
zinses vorsah, war gemäß Artikel 79 des 
Gesetzes 392/1978 unwirksam. Hatten 
die Parteien dennoch eine 100-prozen-
tige Anpassung der Miete an den ISTAT-
Index vereinbart, konnte der Mieter je-
derzeit die Mietzinsanpassung, die die 
zulässigen 75 Prozent überstieg, verwei-
gern. Ebenso war es dem Mieter möglich, 
den zu 100 Prozent an ISTAT angepassten 
Mietzins für die gesamte Vertragsdauer 
zu zahlen, dann aber bis zu sechs Monate 
nach Ablauf des Mietvertrags die Rücker-
stattung der über 75 Prozent ISTAT lie-
genden Mietzinsanpassung zu verlangen. 

Die Begrenzung der Mietzinsanspassung 
führte faktisch zu einer jährlichen Redu-
zierung der Miete um 25 Prozent der 
ISTAT-Entwicklung, wenn man unter-
stellt, dass die Kosten des Vermieters im 
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Investitionszeitraum um 100 Prozent der 
ISTAT-Entwicklung steigen. Für mittel- 
und langfristige Investoren bedeutete 
diese Regelung ein wesentlicher Nachteil 
bei Immobilieninvestitionen in Italien.

Nahezu unbemerkt von der interessierten 
Öffentlichkeit ist dieser Nachteil nun 
zumindest für Mietverträge aufgehoben, 
deren Laufzeit die vom Gesetzgeber 
vorgesehene Mindestlaufzeit von sechs 
Jahren beziehungsweise neun Jahren für 
Hotels überschreitet. Die Gesetzesände-
rung ist in einem Gesetz „versteckt“, das 
eine unüberschaubare Anzahl von Maß-
nahmen zur Stärkung der italienischen 
Wirtschaft enthält (Gesetzesdekret Nr. 
207 30. Dezember 2008, das sogenannte 
Decreto Milleproroghe). 

Mit der Beschränkung der Gesetzesän
derung auf Mietverträge, welche die 
gesetzlich vorgeschriebene Mindestlauf-
zeit überschreiten, wollte man wohl  
die schwächeren gewerblichen Mieter, 
die in der Regel Standardmietverträge 
mit der gesetzlichen Mindestlaufzeit 
abschließen, vor den Auswirkungen 
dieser Gesetzesänderung, das heißt  
einer faktischen Mieterhöhung, bewah-
ren. Tatsächlich ist es bis heute zu kei-
nem wesentlichen Protest gegen die 
Gesetzesänderung gekommen.  

Die Gesetzesänderung, die zum 1. März 
2009 in Kraft trat, gilt ausdrücklich für 

alle Mietverträge, die zum Zeitpunkt  
des Inkrafttretens der letzten Gesetzes-
änderung (das heißt zum 31. Januar 
1985, oder, nach Meinung einiger Kom-
mentatoren, zum 30. Juli 1978) bereits 
abgeschlossen waren. Faktisch kommt  
es damit zu einer Rückwirkung des  
Gesetzes, deren Zulässigkeit im Hin- 
blick auf eine vorangehende Änderung 
derselben Norm, trotz nicht unerheb-
licher Bedenken, vom obersten italie-
nischen Gerichtshof bereits bestätigt 
wurde. 

Mietzinsvereinbarungen in Mietverträ-
gen, welche nach dem 30. Juli 1978 
(oder dem 31. Januar 1985, folgt man 
der konservativeren Auslegung) abge-
schlossen wurden und die eine zum da-
maligen Zeitpunkt fraglos unwirksame 
Mietzinsanpassungsklausel in Höhe von 
100 Prozent der ISTAT-Entwicklung ent-
halten, sind damit rückwirkend wirksam 
geworden. 

Bei Mietverträgen, die nicht ausdrücklich 
auf 75 Prozent der ISTAT-Entwicklung 
abstellen, sondern in denen die „jeweils 
höchste, gesetzlich zulässige Mietzinsan-
passung“ vereinbart wurde, sollte ab dem 
1. März 2009 eine 100-prozentige An-
passung an die ISTAT-Entwicklung vorge-
nommen werden können, auch wenn 
dies vereinzelt in der Diskussion um die 
Auswirkung der Gesetzesänderung unter 
Verweis auf Mieterschutzbedürfnisse in 
Frage gestellt wird.

Was geschieht mit Mieten, die in der 
Vergangenheit aufgrund einer (unwirk-
samen) Vertragsklausel mit 100-prozen-
tiger ISTAT-Anpassung gezahlt wurden? 
Nach dem gesetzlich festgelegten 
Grundsatz des Verbots der Rückwirkung 
von Gesetzesänderungen (vergleiche Art. 
11, Absatz 1 italienisches BGB) können 
Vertragsklauseln, die gegen Gesetze ver-
stoßen an sich nicht mit rückwirkender 
Wirkung für gesetzeskonform erklärt 
werden. 

Rückwirkende Legitimation von 
unwirksamen Mietanpassungsklauseln?

Daher sollte die Differenz an Miete, wel-
che sich aus der Anwendung einer 
100-prozentigen ISTAT-Anpassung erge-
ben hat und die bis zum Inkrafttreten 
der Gesetzesänderung gezahlt wurde, an 
sich weiterhin vom Mieter zurückver-
langt werden können. Selbst wenn der 
Gesetzgeber eine Heilung der entspre-
chenden Vertragsklauseln mit Wirkung 
für die Vergangenheit gewollt hätte, so 
würde dies wohl kaum dem oben zi-
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tierten Rückwirkungsverbot standhalten 
können. Im Hinblick auf neu abzuschlie-
ßende Mietverträge stellt sich die Frage, 
ob es vertraglich wirksam wäre, eine 
Mietzinsanpassung in einer Höhe von 
mehr als 100 Prozent der ISTAT-Entwick-
lung zu vereinbaren und damit eine 
effektive Mietzinserhöhung durchzuset-
zen. Der Gesetzgeber hat sich zu diesem 
Thema nicht geäußert. Stellt man auf 
den Grundsatz der Vertragsfreiheit, der 
nach konsolidierter Rechtsprechung bei 
der gewerblichen Vermietung auch die 
Freiheit zur Festlegung des Mietzinses 
erfasst, ab, sollte es an sich zulässig sein, 
beispielsweise eine jährliche Erhöhung 
des Mietzinses in der Höhe von 150 
Prozent der ISTAT-Entwicklung zu ver-
einbaren. Man sollte allerdings vorsichtig 

sein mit dieser Bewertung. Die Recht-
sprechung zum Thema „zulässige Miet-
zinserhöhung/unzulässige Mietzinsan-
passung“, welche bis zu der nunmehr 
eingetretenen Gesetzesänderung zum 
Thema Mietzinsanpassungen über Kop-
pelung an Lebenshaltungskostenindizes 
erging, war sehr konservativ. Sie basiert 
auf der Annahme, dass der Gesetzgeber 
grundsätzlich Mietzinsanpassungsklau-
seln, die ihrerseits einen inflationsstei-
gernden Effekt haben können, verhin-
dern wollte. 

Es bleibt daher mit Vorsicht abzuwarten, 
ob die Rechtsprechung diese Position 
beibehält und Mietzinsanpassungen nur 
bis zu 100 Prozent der ISTAT-Entwicklung 
für zulässig erachten wird und darüber 
hinausgehenden Vereinbarungen weiter-
hin die Wirksamkeit versagen wird. 

Art. 32. Anpassung des Mietzinses

Die Parteien können vereinbaren, dass 
der Mietzins jährlich auf Anfrage des 
Vermieters aufgrund der eventuellen 
Veränderungen der Kaufkraft der Lira 
angepasst wird. Die Erhöhungen des 
Mietzinses für die Verträge mit einer 
Dauer, die nicht länger als diejenige 
gemäß Art. 27 ist, können 75 Prozent 
des von der ISTAT festgestellten Inde-
xes für die Verbraucherpreise von 
Familien von Arbeitern und Angestell-
ten nicht überschreiten. Die Bestim-
mungen dieses Artikels finden auch 
auf die Saisonmietverträge und auf 
die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der Anpassungsgrenze gemäß Absatz 
2 dieses Artikels geltenden Verträge 
Anwendung. 


